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Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

in Ergänzung meiner Stellungnahme vom 28. Mai 2025 reiche ich die noch ausstehenden Teilstel-

lungnahmen nach. 

 

Fachbereich Bau 

 

Vorbeugender Brandschutz / Brandschutzdienststelle 

 

Folgende Stellungnahme der Brandschutzdienststelle berücksichtigt insbesondere die Sachver-

halte gemäß dem Pkt. 4.1.9 VVPrüfBau (Verwaltungsvorschrift über die bauaufsichtliche Prüfung 

bautechnischer Nachweise und Bauüberwachung): 

 

Gemäß § 2 Abs. 2 Nr. 1 Brandschutzgesetz des Landes Sachsen-Anhalt (BrSchG LSA) hat die Ge-

meinde für eine ausreichende Löschwasserversorgung Sorge zu tragen. Um der gemeindlichen 

Verpflichtung „Sicherstellung des Grundschutzes“ im (B-)Plangebiet nachzukommen, wird i. d. R. 

das DVGW-Arbeitsblatt W 405 zur Bestimmung der erforderlichen Löschwassermenge herangezo-

gen. 

 

Die Ermittlung des Grundschutzes wird anhand der baulichen Nutzung, der Anzahl der Vollge-

schosse und der überwiegenden Bauart bzw. der Gefahr der Brandausbreitung vorgenommen. Die 

erforderliche Löschwassermenge beträgt daher für die im Betreff genannte Maßnahme 48 m³/h 

Löschwasser für einen Löschzeitraum von zwei Stunden.  

 

Aus Sicht der Brandschutzdienststelle sollte die Fachempfehlung „Löschwasserversorgung aus 

Hydranten in öffentlichen Verkehrsflächen“ der Arbeitsgemeinschaft der Leiter der Berufsfeuerweh-

ren (AGBF) und des Deutschen Feuerwehrverbandes (DFV) in Abstimmung mit dem Deutschen 

Verein des Gas- und Wasserfaches e.V. (DVGW) herangezogen werden. Danach muss die Lösch-

wasserversorgung für den ersten Löschangriff zur Brandbekämpfung in einer Entfernung von 75 m 

Lauflinie zum Zugang des Grundstücks sichergestellt werden.  

 

Aufgrund der örtlichen Gegebenheiten und der technischen Voraussetzungen der örtlichen Feuer-

wehr kann hier der Wert auf 150 m erhöht werden. Die nächstgelegene Löschwasserentnahme-

stelle muss eine Lieferleistung von mindestens 24 m³/h für einen Löschzeitraum von 2 Stunden auf-

weisen. Um den erforderlichen Grundschutz von 48 m³/h Löschwasser für einen Löschzeitraum von 

2 Stunden zu gewährleisten, können alle weiteren Entnahmestellen in einem Umkreis von 300 m 

herangezogen werden. 

In Abstimmung mit dem zuständigen Wasserversorger kann die Löschwasserversorgung über das 

Trinkwassernetz erfolgen. Sollte eine andere Löschwasserversorgung in Frage kommen, sind 

 Löschwasserteiche nach DIN 14210, 

 Löschwasserbrunnen nach DIN 14220, 

 unterirdische Löschwasserbehälter nach DIN 14230 oder 

 frostsichere Entnahmestellen aus öffentlichen Gewässern 

zu errichten bzw. vorzuhalten. 

 

Da sich bauliche Anlagen weiter als 50 m von der öffentlichen Verkehrsfläche entfernt befinden und 

über einen privaten Weg erschlossen werden sollen, wird eine Feuerwehrzufahrt gemäß den Anfor-

derungen der Richtlinie über Flächen für die Feuerwehr erforderlich. Hier ist insbesondere darauf 
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zu achten, dass die Kurvenradien eingehalten werden. Diese sind aus Sicht der Brandschutzdienst-

stelle bereits im B-Plan nachzuweisen. 

 

Da die Zufahrt länger als 50 m und zudem nicht geradlinig ist, ist ein Wendehammer am Ende der 

Stichstraße vorzusehen, der gleichzeitig als Feuerwehrbewegungsfläche vorgesehen werden kann.  

 

Bei Anwendung der Richtlinie über Flächen für die Feuerwehr gilt Folgendes (VV TB Anlage A 

2.2.1.1/1): 

 

1. Zu Abschnitt 1 
Zufahrten, Aufstell- und Bewegungsflächen sind mindestens entsprechend der Straßen-Bau-
klasse VI (Richtlinie für Standardisierung des Oberbaues von Verkehrsflächen – RStO 01) zu 
befestigen. 
Anstelle von DIN 1055-3:2006-03 ist DIN EN 1991-1-1:2010-12 in Verbindung mit DIN EN 
1991-1-1/NA:2010-12 anzuwenden. 

2. Hinweisschilder 
2.1 Hinweisschilder für Zu- oder Durchfahrten haben die Aufschrift "Feuerwehrzufahrt", die 
Schilder für Aufstell- oder Bewegungsflächen die Aufschrift "Flächen für die Feuerwehr". 
Die Hinweisschilder für Flächen für die Feuerwehr müssen der DIN 4066:1997-07 entsprechen; 
die Hinweisschilder "Feuerwehrzufahrt" müssen eine Größe von mindestens B/H = 594/210 mm 
haben und von der öffentlichen Verkehrsfläche aus erkennbar sein. Flächen für die Feuerwehr 
müssen eine jederzeit deutlich sichtbare Randbegrenzung haben. 

2.2 Nach § 12 Abs. 1 Nr. 5 StVO ist das Halten vor und in Feuerwehrzufahrten unzulässig,  

      wenn diese Zufahrten amtlich gekennzeichnet sind. 

Ist die Anordnung eines Halteverbots nach Straßenverkehrsordnung (StVO) im öffentlichen Ver-

kehrsraum im Bereich der Feuerwehrzufahrt notwendig, so muss das Hinweisschild "Feuerwehrzu-

fahrt" von der zuständigen Behörde gekennzeichnet sein (amtliches Hinweisschild). 

Anstelle des amtlichen Hinweisschildes "Feuerwehrzufahrt" kann die zuständige Behörde die Auf-

stellung des Verkehrszeichens 283 (Halteverbot) nach StVO mit dem Zusatzschild "Feuerwehrzu-

fahrt" anordnen (Schutzzone im Sinne von § 45 Abs. 1 Satz 2 Nr. 5 StVO). 

Fachbereich Umwelt 

Untere Wasserbehörde 

 

Untere Wasserbehörde 

 

Aus wasserwirtschaftlicher und –rechtlicher Sicht bestehen zum o. g. Vorhaben keine Einwände 

oder Bedenken. Nachfolgende Hinweise sind jedoch zu beachten:  

 

Hinweise: 

 

1. Laut § 55 Abs. 2 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) soll Niederschlagswasser ortsnah versickert, 

verrieselt oder direkt oder über eine Kanalisation ohne Vermischung mit Schmutzwasser in ein 

Gewässer eingeleitet werden, soweit dem weder wasserrechtliche noch sonstige öffentlich-

rechtliche Vorschriften noch wasserwirtschaftliche Belange entgegenstehen. 

 

Für die Beseitigung des Niederschlagswassers ist laut § 79 b Wassergesetz für das Land Sach-

sen-Anhalt (WG LSA) anstelle der Gemeinde der Grundstückseigentümer verpflichtet, soweit 

nicht die Gemeinde den Anschluss an eine öffentliche Abwasseranlage und deren Benutzung 
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vorschreibt oder ein gesammeltes Fortleiten erforderlich ist, um eine Beeinträchtigung des 

Wohls der Allgemeinheit zu verhüten. 

 

2. Die mit der Einleitung von Niederschlagswasser in ein Gewässer (Grundwasser oder Oberflä-

chengewässer) verbundene Gewässerbenutzung bedarf gemäß §§ 8 Abs. 1, 9 Abs. 1 und 48 

Abs. 1 WHG der wasserrechtlichen Erlaubnis. Diese ist entsprechend § 19 WG LSA bei der 

Wasserbehörde separat zu beantragen. 

 

3. Durch die Errichtung der Photovoltaik-Anlage kann es zu Veränderungen des Bewuchses auf 

Grund der Verschattung und des veränderten Wasserhaushaltes in diesem Bereich kommen. 

 

Durch eine punktuelle Versickerung des Niederschlagswassers über Abtropfkanten am unteren 

Modulrand ist das Auftreten von Ausspülungen zu besorgen. Das von den Modulen abfließende 

Niederschlagswasser darf jedoch nicht zu Ausspülungen / Erosionen führen. Es sind Maßnah-

men zur Verhinderung von Erosionen zu treffen. 

 

4. Zu Gewässern ist gemäß § 50 WG LSA in Verbindung mit § 38 WHG in Außenbereichen ein 

Gewässerrandstreifen, welcher frei von Bebauungen ist, von 5 Metern bei Gewässern zweiter 

Ordnung und 10 Metern bei Gewässern erster Ordnung einzuhalten. Dieser dient dem Schutz 

des Gewässers und ermöglicht die Unterhaltung des Gewässers durch den Unterhaltungspflich-

tigen. 

 

5. Die Herstellung und die wesentliche Änderung von Anlagen in, an, über, unter Gewässern erfor-

dert gemäß § 49 WG LSA in Verbindung mit § 36 WHG die Genehmigung der Wasserbehörde. 

 

6. Gemäß § 39 WHG in Verbindung mit § 52 WG LSA umfasst die Unterhaltung eines Gewässers 

die Erhaltung eines ordnungsgemäßen Abflusses. Zur Gewährleistung der Gewässerunterhal-

tung, insbesondere der Reinigung, Räumung und Freihaltung des Gewässerbettes haben die 

Anlieger und Hinterlieger gemäß § 41 WHG in Verbindung mit § 66 WG LSA die Unterhaltungs-

maßnahmen, wie Betreten des Grundstückes, Einebnen des Aushubs u. a., zu dulden. 

 

7. Querungen des Gewässers (z.B. durch Leitungsanlagen) sind mit einem Sicherheitsabstand 

von 1,50 Meter zur Gewässersohle herzustellen.  

 

8. Schädliche Verunreinigungen von Gewässern (Grund- und Oberflächenwasser) oder sonstige 

nachteilige Veränderungen der Gewässereigenschaften sind im Zuge der Maßnahme auszu-

schließen. Entsprechend § 5 WHG ist die erforderliche Sorgfalt zur Vermeidung von Beeinträch-

tigungen an Gewässern anzuwenden.  

 

9. Maßnahmen, bei denen eine Benutzung von Gewässern nicht ausgeschlossen ist, insbeson-

dere das Einbringen von Stoffen, die auswaschbare oder auslaugbare schädliche Substanzen 

enthalten, sind generell auszuschließen. Werden bei eventuellen Gewässerbenutzungen Belas-

tungen oder Auffälligkeiten festgestellt, so ist die untere Wasserbehörde sofort zu informieren. 

 

10. Entsprechend § 89 Abs. 1 WHG besteht die Pflicht zum Schadenersatz für denjenigen, der in 

ein Gewässer Stoffe einbringt oder einleitet oder wer auf ein Gewässer derart einwirkt, dass die 

Beschaffenheit des Wassers nachteilig verändert wird. 
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11. Gegebenenfalls erforderliche Grundwasserabsenkungen sollten im Vorfeld zu den geplanten 

Tiefbauarbeiten ermittelt und gemäß §§ 8 und 9 Abs. 1 Nr. 1, 2 und 5 WHG unter Berücksichti-

gung einer Vorlaufzeit von mindestens 6 Wochen bei der unteren Wasserbehörde beantragt 

werden.  

 

12. Werden im Zuge der Umsetzung des B-Plans Batteriespeicher errichtet, ist zur Abstimmung 

hinsichtlich ggf. erforderlicher Löschwasserrückhaltemaßnahmen und Anzeige zum Umgang mit 

wassergefährdenden Stoffen Kontakt mit der unteren Wasserbehörde aufzunehmen.  

 

13. Gegebenenfalls erforderliche Anzeigeformulare nach § 40 Verordnung über Anlagen zum Um-

gang mit wassergefährdenden Stoffen (AwSV) können digital unter: www.wasserbeho-

erde@lkjl.de angefordert werden. 

 

Untere Bodenschutzbehörde 

 

Im Bereich der o. g. Flächen befinden sich nach derzeitigem Kenntnisstand keine Altlastverdachts- 

oder Altlastflächen. Aus bodenschutzrechtlicher Sicht bestehen gegen das o. g. Vorhaben keine 

Einwände oder Bedenken. Nachfolgende Hinweise sind jedoch zu beachten: 

 

Hinweise: 

1. Im nordwestlichen Teil bis mittig der Vorhabenfläche befindet sich in Bezug auf das Boden-

funktionsbewertungsverfahren des Landes Sachsen-Anhalt in einem Suchraum für Archiv-

objekte hier: einzelne Bodenform.  

 

Archivobjekte sind Böden, welche gemäß § 2 Abs. 2 Nr. 2 Bundes-Bodenschutzgesetz 

(BBodSchG) die Funktion als Archiv der Natur- und Kulturgeschichte im Land Sachsen-An-

halt überdurchschnittlich erfüllen und die nach § 1 Abs. 1 Bodenschutz-Ausführungsgesetz 

Sachsen-Anhalt (BodSchAG LSA) besonders zu schützen sind. Die Teilfläche befindet sich 

in einem Suchraum für seltene Bodenformen (Archivobjekte). Informationen über das tat-

sächliche Vorkommen und räumliche Ausmaß der gesuchten Formen in den Suchräumen, 

können bei Anfrage durch das Landesamt für Umweltschutz Sachsen-Anhalt zur Verfügung 

gestellt werden. 

 

2. Das Bodenfunktionsbewertungsverfahren des Landesamtes für Umweltschutz Sachsen-An-

halt (BFBV-LAU) bewertet den Boden im Vorhabenbereich mit einem Konfliktpotential mit 

Durchschnitt von 4 (hoch). Die Gesamtbewertung stellt das Konfliktpotential (K) in Wertstu-

fen 5 = sehr hoch, 4 = hoch, 3 = mittel, < 3 = gering bis sehr gering für die drei natürlichen 

Bodenfunktionen Naturnähe (N), Ertragspotential (E) und Wasserhaushalt (W) klassifiziert 

dar, sofern keine Archivobjekte (A) im Vorhabenbereich vorliegen. Bei Vorhandensein von A 

werden diese mit der höchsten Bewertungsstufe 5 für die jeweilige Teilfläche berücksichtigt. 

Hierbei gilt das Maximalwertprinzip für die drei natürlichen Bodenfunktionen.  

 

Der Vorhabenbereich ist im Durchschnitt mit N = 3, E = 2, W = 1 und A = Suchraum für Ar-

chivobjekte bewertet. Die hauptsächlich anzutreffende Bodenart ist lehmiger Sand. Im südli-

chen Teil der Vorhabensfläche variieren die Bodenarten kleinflächig stark. Anzutreffen sind 

hier schluffiger Lehm, Sand, Ton- und Moorböden. 

 

http://www.wasserbehoerde.de/
http://www.wasserbehoerde.de/
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Entsprechend dem Konfliktpotential von K = 3 (mittel) sollten entsprechende bodenfunkti-

onsbedingte Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen sowie Verminderungs- und Vermeidungs-

maßnahmen im angemessenen Umfang durchgeführt werden.  

 

Bezüglich der o. g. kleinräumigen Teilflächen der empfindlicheren Böden im südlichen Vor-

habensbereich sollte mit entsprechenden Verminderungs- und Vermeidungsmaßnahmen im 

Zuge der Errichtung FFPV-Anlage das Schutzgut Boden besonders geschützt werden. 

 

3. Die Flächeninanspruchnahme ist auf das Nötigste zu beschränken. Für die im Rahmen der 

Bauausführung in Anspruch genommenen Flächen müssen Schutzmaßnahmen ergriffen 

werden, um Böden vor Verdichtung und Vernässung, Schadstoffeinträgen und Verschmut-

zung sowie Erosion zu schützen. Die allgemein gültigen Anforderungen zum Bodenschutz 

aus den aktuellen Vorgaben der einschlägigen Normen (DIN 19639, DIN 18915, DIN 19731) 

sind zu beachten. 

 

Eine auf die bodenschutzfachlichen Anforderungen fachgerechte und ressourcenschonende 

Durchführung der Planung sowie weiterführend des Baus, Betriebs und Rückbaus des Vor-

habens kann durch eine bodenkundliche Baubegleitung nach DIN 19639 ein Mehrwert für 

die Belange des Bodenschutzes sein, um einen schonenden Umgang mit dem Schutzgut 

Boden zu gewährleisten sowie Nachsorge- und Folgekosten, z. B. Wiederherstellungskos-

ten vermindern oder verringern, insbesondere bei Maßnahmen, bei denen Materialien auf 

oder in die durchwurzelbare Bodenschicht auf- oder eingebracht werden, Bodenmaterial 

aus dem Ober- und Unterboden ausgehoben oder abgeschoben wird oder der Ober- und 

Unterboden dauerhaft oder vorübergehend vollständig oder teilweise verdichtet wird. 

 

4. Maßnahmen zur Reduzierung des Versiegelungsgrades durch versickerungsfähige Beläge 

(wassergebundenen Decken, Porenpflaster, Rasengitter) und Nutzung von Flächen als 

Baustellen- und Lagerflächen, die im Rahmen der Planung nachfolgend versiegelt / bebaut 

werden, sind zu betrachten. 

 

5. Der Umgang mit Boden soll nachhaltig erfolgen. Demnach ist nach § 1 BBodSchG Vorsorge 

gegen nachteilige Einwirkungen auf den Boden zu treffen sowie Einwirkungen auf die natür-

liche Funktion des Bodens so weit als möglich zu vermeiden. Die Vorsorgepflichten sind 

nach § 7 BBodSchG durch den Grundstückseigentümer, den Inhaber der tatsächlichen Ge-

walt über ein Grundstück und denjenigen, der Verrichtungen auf einem Grundstück durch-

führt oder durchführen lässt, zu erfüllen.  

 

Es gelten die nach §§ 6 – 8 Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV) 

allgemeinen Anforderungen an das Auf- oder Einbringen von Materialien auf oder in den 

Boden und die nach §§ 19 und 20 Ersatzbaustoffverordnung (ErsatzbaustoffV) geltenden 

grundsätzlichen Einbauanforderungen von mineralischen Ersatzbaustoffen. 

 

6. Der Abstand der Solarmodule zur Geländeoberfläche soll mindestens 0,8 m betragen. Die 

Reihen der Solarmodule sollen einen Abstand von mindestens 3 m einhalten. Aufstellflä-

chen und Grundstückszufahrten sind versickerungsfähig zu gestalten (Schotterrasen, was-

sergebundene Decken u. ä.). Zur Minimierung der Erosion und Verminderung möglicher 

Austrocknungseffekte unter den Modulanlagen sind bei der Anlagenerrichtung Lücken zwi-

schen den einzelnen Modulplatten vorzusehen, die ein Abtropfen an den Tropfkanten jeder 

Modulplatte ermöglichen. 
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7. Bei Gründung mit verzinkten Rammpfählen, wenn die Gründung ganz oder teilweise im 

Grund- oder Stauwasserbereich liegt, ist durch das Ausweichen auf alternative Materialien 

oder Beschichtungen zu gewährleisten, dass ein Schadstoffeintrag in den Boden und das 

Grundwasser nicht erfolgen kann.  

 

8. Beschädigte Module und Bauteile sind zeitnah auszutauschen und zu entfernen, um einen 

Austritt schädlicher Stoffe (Blei, Cadmium) durch Witterungseinflüsse zu vermeiden.  

 

9. In der Bau- und Betriebsphase ist auf den Einsatz von Pflanzenschutzmitteln und syntheti-

schen Reinigungsmitteln zu verzichten. 

 

10. Verminderungs- und Vermeidungsmaßnahmen während der Bau- und Rückbauphase. 

 

10.1. Die Fläche des Eingriffs oder der temporären Beanspruchung ist möglichst gering zu halten. 

Erdaushub soll möglichst vermieden werden. Vorhandene Oberbodenschichten dürfen nicht 

unnötig abgeschoben werden. Noch vorhandene natürliche Böden dürfen nur im trockenen 

Zustand und möglichst nur mit leichten Baumaschinen befahren werden. 

 

10.2. Schadstoffeinträge in das Erdreich sind zum Schutz des Grundwassers und des Bodens zu 

vermeiden.  

 

10.3. Der Maschineneinsatz soll bodenschonend angepasst an Witterungs- und Bodenverhält-

nisse erfolgen. Maschinen mit hohem Flächendruck und hoher Flächenpressung dürfen nur 

mit Maßnahmen zum Schutz vor Verdichtungen eingesetzt werden, um diese und Vernäs-

sungen zu verhindern (Einsatz von Kettenfahrzeugen).  

 

10.4. Bodenabtrag und Wiedereinbau müssen nach den gültigen Normen entsprechend der hori-

zontalen Schichtenlagen erfolgen. Die Zwischenlagerung von Bau- und Bodenmaterial hat 

auf geeigneten Flächen zu erfolgen. Bodenmaterial unterschiedlicher Qualität und Eigen-

schaft muss deutlich voneinander getrennt gelagert werden. Baumaterial ist nur auf befes-

tigten Flächen zu lagern. Bodenmaterialen und Baumaterialien dürfen nicht miteinander ver-

mischt oder verunreinigt werden. 

 

10.5. Notwendige vollversiegelte und teilversiegelte Flächen müssen so angelegt werden, dass 

standortfremde Materialien wieder vollständig entfernt werden können. Wassergefährdende 

Stoffe dürfen nicht in ungeschützten Boden gelangen. Beim Umgang mit wassergefährden-

den Stoffen sind entsprechende Sicherungsmaßnahmen zu gewährleisten (z. Bsp. Auffang-

wannen und Bindemittel). Auf ungeschütztem Boden dürfen Maschinen nicht parken oder 

betankt werden. 

 

10.6. Die Anlage von wassergebundenen Decken (Schotterstraßen usw.) für teilversiegelte Flä-

chen der Verkehrswege wäre zu betrachten.  

 

10.7. Alle Bodenarbeiten sollten nach DIN 18915 (Landschaftsbauarbeiten) durchgeführt werden. 

Der zur Errichtung von Wechselrichtern, Trafo und Kabelgräben erforderliche Bodenabtrag 

soll zwischengelagert werden, vor Verdichtungen und Verunreinigungen geschützten und 

möglichst am Standort wieder eingebaut werden.  

 

10.8. Nach Bauabschluss sind die benötigten Flächen zur Bauwerkerrichtung vollständig zurück-

zubauen, es ist der ursprüngliche Zustand des Bodens wiederherzustellen. 
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10.9. Das Befahren von Bautabuflächen, insbesondere Ausgleichsflächen oder zukünftig genutz-

ten unbebauten Flächen zur grünpflegerischen Gestaltung und Bepflanzung, sofern diese 

nicht zur Bauwerkerrichtung dienen, ist auszuschließen. 

 

10.10. Unvermeidbare Verdichtungen des Bodens durch den Baustellenbetrieb sind zu ermitteln 

und durch Lockerungsmaßnahmen nach Abschluss der Bauarbeiten auszugleichen. 

 

11. Die nichtversiegelten Flächen im Plangeltungsbereich sind flächendeckend als artenreiches 

und standortgerechtes Extensivgrünland zu entwickeln. Die Flächen sind extensiv zu nutzen 

und zu pflegen. Dies gilt für den gesamten Zeitraum der Nutzung des Gebietes als Freiflä-

chenphotovoltaikanlage. 

 

11.1. Bei Pflegemaßnahmen auf extensivem Grünland soll kein Einsatz von Dünge- oder Pflan-

zenschutzmitteln erfolgen. 

 

Der Abtransport des Mähgutes und/oder eine Beweidung mit Schafen sollte berücksichtigt 

werden.  

 

11.2. Zur Durchführung der Pflegemaßnahmen wäre die Nutzung von Maschinen mit möglichst 

geringer Bodenpressung zu berücksichtigen. 

 

12. Werden Eingriffe in das Schutzgut Boden vorgenommen, durch die eine zusätzliche Versie-

gelung des Schutzgutes Boden erfolgt, ist ein Ausgleich oder eine Kompensation durchzu-

führen. 

 

12.1.  Die Ausgleichs- oder Kompensationsmaßnahmen für das Schutzgut Boden sollten boden-

funktionsbezogen erfolgen, da auch vorrangig das Schutzgut Boden beeinträchtigt wird. 

Hier sollten z. Bsp. Entsiegelungen, Rückbau von Altanlagen, Rekultivierung von Altablage-

rungen, Schadstoffbeseitigungen im Boden oder die Wiederherstellung von natürlichen Bo-

denfunktionen als Ausgleichsmaßnahme vorrangig betrachtet werden. Nur wenn keine der 

vorgenannten bodenfunktionsbezogenen Maßnahmen möglich sind, kann auch eine andere 

Kompensationsmaßnahme (z. Bsp. Ersatzpflanzungen) vorgenommen werden. 

 

12.2.  Die Anlage von Ausgleichsflächen hat bodenschonend und bei geeigneter Bodenfeuchte zu 

erfolgen, dabei sollen Ausgleichsmaßnahmen auf den Ausgleich von Beeinträchtigungen 

der Bodenfunktion durch die Anlagenerrichtung abzielen. 

 

12.3.  Im Rahmen der Anlage von Ausgleichsflächen für andere Schutzgüter dürfen notwendige 

Aushagerungsmaßnahmen nicht durch Abschieben/Entnahme von Oberboden erfolgen.  

 

12.4. Die Neuanlage künstlicher Kleingewässer und nicht standortgerechter Habitate (z. B. Baum-

bepflanzung auf Moorböden) sowie Geländenivellierungen sind bodenschädigend und zu 

vermeiden.  

 

13. Nach Nutzungsende sind die benötigten Flächen FFPV-Anlage vollständig zurückzubauen, 

es ist der ursprüngliche Zustand des Bodens wiederherzustellen. Der Rückbau der verleg-

ten Kabel im Boden ist dabei zu berücksichtigen. 

 

13.1. (De-)Montage- und Lagerflächen sind vollständig zurückzubauen.  
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13.2. Versiegelte Bereiche wie z. B. Aufstellflächen der Trafos sind vollständig zurückzubauen. 

Die hiermit verbundenen Zuwegungen und Kabeltrassen auf dem Vorhabenstandort, soweit 

sie keine andere Verwendung außerhalb der zurückzubauenden Vorhabenfläche haben, 

sind vollständig zurückzubauen. 

 

13.3. Die vollständige Entfernung der auf oder in den Boden eingebrachten standortfremden Ma-

terialien hat zu erfolgen. Dabei sind Baustoffe, -abfälle, sonstige Verunreinigungen zu ent-

fernen. 

 

13.4. Eine Rekultivierung der zurückgebauten Flächen im Vorhabenbereich hat zu erfolgen. Nach 

vollständiger Entfernung der standortfremden Materialien ist eine durchwurzelbare Boden-

schicht zur vollständigen Wiederherstellung der Bodenfunktionen unter Beachtung der §§ 6 

– 8 BBodSchV durchzuführen.  

 

13.5.  In Abhängigkeit von der Folgevegetation ist die durchwurzelbare Bodenschicht in der nach-

folgend angegebenen Regelmächtigkeit herzustellen.  

 

Vegetationsart Regelmächtigkeit (cm) Bemerkungen 

Rasen/Wiese 20 bis 50 Hauptwurzelmasse bis 20 cm  

Stauden und Ge-

hölze 

40 bis 100 Hauptwurzelmasse bis 40 cm  

Forstgehölze 50 bis 200 Hauptwurzelmasse bis 50 cm; 

max. Durchwurzelung einzelner 

Arten auch über 200 cm  

 

13.6. Sollte eine Folgenutzung als Grünland erfolgen, ist eine Zwischenbewirtschaftung zu wäh-

len, um tiefe Bodenverdichtungen aufzubrechen. Dabei ist eine Zwischenbegrünung mit An-

saatmischungen, welche u. a. verschiedene tiefwurzelnde Arten enthalten, zu wählen. 

 

13.7 Sollte eine Folgenutzung als Ackerland erfolgen, ist eine möglichst durchgängige Dauerbe-

grünung (Einsatz von Zwischenfrüchten/Untersaaten) sowie dem Abtransport des Erntegu-

tes durchzuführen. Durch diese Maßnahme wird die Nitratbelastung, welche durch den 

„Grünlandumbruch“ entstehen kann, gemindert. 

14. Sofern bei Bodenuntersuchungen, chemischen Analysen u. a. Hinweise auf schädliche Bo-

denveränderungen oder Altlasten (Auftreten von Fremdstoffen, Auffälligkeiten durch Farbe 

und/oder Geruch) festgestellt werden, ist die untere Bodenschutzbehörde des Landkreises 

Jerichower Land entsprechend der Mitwirkungspflichten nach § 3 BodSchAG LSA vor Be-

ginn weiterer Maßnahmen unverzüglich und unaufgefordert zu informieren. Treten diese 

Hinweise während der vorgesehenen Erdarbeiten auf, sind die Arbeiten in dem betroffenen 

Bereich sofort einzustellen und die untere Bodenschutzbehörde ist ebenfalls zu informieren. 

Eventuell schon ausgehobenes Bodenmaterials ist sicherzustellen. Eventuell schon ausge-

hobener Boden ist sicherzustellen. 

 

15. Eine weitere Beteiligung im Verfahren ist erforderlich, wenn die Planung inhaltlich geändert 

wird. 
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Diese Stellungnahme ersetzt nicht die Genehmigung, Planfeststellung oder sonstige be-

hördliche Entscheidungen entsprechend den Rechtsvorschriften.  

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

in Vertretung 

 

 

 

Dreßler 

 

 

 

 


